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ParlamentS -AnS - a - e.
Karlsruhe , de » 8 . Februar 18VS .

Parlitttientarische Berhandlnuuen .
Nachdruck ohne Vereinbarung nicht grstattri .

Dcnlscber Rrichsrac; .
SC. Sitzung vom 6. Februar .

Da « HauS ist schwach besetzt.
I Uhr . Am BimdeSrathStisch : von PodbielSki , Frh ». von

L ^ relmann » . A

regelnng der Beamtengehältcr »nd weist nach, daß dieselbe zahl

reiche jetzt bestehende Ungleichheiten beseitigen wird .

Abg . vr . Baffermaun (r>I .) befürwortet tun die folgende

Resolution : Der Reichstag wolle beschließen, die verbündeten Re »

gierunge » zu ersuchen , daß bei der veränderte » Regelung deS

GehaltcS der Pvstdirektoren »ine Schädigung der jetzt i«

Amte befindlichen Direktoren gegenüber dem frühere » System ver¬

miete » werde .
Geheimer Posiraih Witko setzt anSeinandrr , r »>« Ab¬

weichung von dem jetzt eben erst mit großer Müde eingeführten

Dicnstaltersstnsenihstem könne nicht gemacht werde » , da eine Durch¬

brechung dieser Grundsätze zu den größten Uiiznträgtichkeilcn sichren

würde . Ist Annahme des AnIragS Baffernianu würde deshalb Nicht

erwünscht sein . „ , ,
Grheimrath im Reichsschahamt NeiiuiaitN äußert sich Im

gleiche» Sinne vom Standpunkt te8 ReichLichatzamteS aus .

Abg . Or . Müllcr -Sagan (sreis. Lp .) : ES ist freilich schwer.

Härle » z» vermeiden , aber man sollte doch wenigstens de» Versuch

mache» »nd dazu bieiet der Antrag Basier man » die geeignete

Handhabe . Ick möchte ferner an die Postverwaltnug die Frage

richten , waS geschehe » ist , nm die Mißstände zu beseitigen , dir darin

bestehen , daß viele Beamte weit über das vorgeschriebene Maß

hinaus im Dienst sein müsse » . Ach habe im vorigen Jahre schon

dieselbe Frage gestellt , damals stellte n » S der Staatssekretär eine

erschöpfende Anskiäinng in Aussicht . Hoffentlich erfüllt der Staats¬

sekretär jetzt dieses Verspreche» . Sodann möchte ich fragen , ob der

freie Sonntag nach voranegegangcnem Tag - n»d Nachtdienst aI8

!
»alber Feiertag im Sinne der Dienflordnung angesehen wird. ES bc-
tehen hier noch viele Härten . So werde » viel « Beamte gezwungen ,

nachdem sie ihren Dienst am Sonnabend Abend abgeschlosie« habe » ,

schon am Montag Morgen wieder ihre » Dienst anzntrete » . obgleich

derselbe erst am Rachittag beginnt . Ties wird mit Recht als

Kränkung empfunden . Z » tadeln ist es , daß di« Postdirektoren

bezüglich deS Erbolnngsurlanbes der Uuterbcamte » io verschieden

handeln , einige geben 10, andere nur 3 oder 4 Tag « Urlaub . Es

liegt fast der Verdacht vor , daß daS Pins an Sonntags¬

ruhe wett gemacht werden soll durch das Minus an

Erholnugsnrlaub . Die Stadt Remscheid beklagt sich darüber , daß

die Berliner Post , die am Sonntag früh ankounut , am Sonntag

nicht mehr ausgeiragen wird . Die Postbirektore » verinchc » cs häufig ,

bei den Wahle » eine» Druck auf ihre Unterbeamlcn arrkznuve « .

Redner verliest ein Cirknlar eines PostdircktorS ini Wahlkreise Tilsit

zu Gunsten desGrafenPonitatos . DÜS widerspricht doch dem AuSiprnch

deS Etaatsickreiärs , daß die Post keine politische Berwaltung >e »>.

könne . Später habe der Postdiieklor vor (Gericht eö abgelengnet ,

von dem Cirknlar etwas »n wissen, obwohl man ihn deshalb ver -

rchiedentlich öffentlich der Unwahrheit geziehen hat .

Licepräsikent von Frcge eriucht den Redner keine solchen

allgemeine » Auschnldignngen gegen Beamte vorzubringe » .

Abg . Müller - Saga » ( sorifabrend ) : Ja , habe keine Be -

fchnldiqnnge » erbobrn , sonder» rn>r die Thaisachen scststesicn wollen .

Siaatssekrelar v . Pvdbielski : Ich muß zunächst betone » ,

daß ich verantworilich bi » für die Tienstzucht in incincin Neffort

meinem Vorgesetzten , dem Heirn Reichskai -zler . Und ich muß es

znrückweisen, wen » der Abg . Müller die Berechtigung zn haben

,la »bt, mir Vor ' chiäge »rache » z » sollen über die . ! uS-

Inhrnng der Dienstpflicht . Ich bin gern bereit , ^ liiicn hier

Rede z» stehen n »d Ihne » mein gesamriitcs Maierial rorznlegen

aber ich lehne es ab , wenn der Abg . Müller auf Grund seines ein »

festigen Materials mir Dorfchriste » mache» will . (Widerspruch

linke .) » eher die Dicusipflicht bin id, dem Reichskanzler veiant -

wörtlich . (Zuruf links : Auch uns !) Nein , über die Dienstzucht bin

ich nur dem Reichskanzler verantwortlich , sonst müßte man zu dem

Standpunkt gelangen , daß der Reichstag auch die Beamten

ernennt . So weit sind wir denn koch noch nicht . Ich er-

iäre also : Mit meinem Willen nnd Wiste » geschieht eS

nicht , daß irgend eine politische Agitation seitens der Postvcr »

wastnng unterstütz ! wird. Wo dies geschehen ist, da bi » ick, jeder

Zeit eingeschrUteu. Sehen Sie sich doch den Tilsiter Fall an ! Da

bin ich cs grwese» , der zur Klarstellung deS Falles die öffentliche

Gerichtsverhandlung veranlaßr hat . Außerdem habe lch dem be-

treffenden Postdirektor mein ernsteS Mißfallen ausgesprochen

und ich kann Ihnen verflcheru , daß ich dies auch

in anderen Fälle » gethan habe , die nicht zu Ihrer

Keimlniß gekommen sind . Dir Post ist eine Einrichtung . d,e der

Allgemeinheit dient und keiner Partei Vorschub leisten soll. Daß

innerbaib eineS so große » Bcamkenpersonals mal er» Fehler vor -

kcmmt , ist begreiflich , - ich selbst sühle mich nicht jchuidensre ,

(Heiterkeit ) — aber jedenfalls , wenn etwas vorgekommen ist, schreite

ich ei » . Herr Dr . Müller hat auch über Ungleichheiten bezüglich der

Dienstzeit und der Sonntagsruhe gesprochen. Vergessen Sie doch

nicht , daß eS niicndllch schwer ist, hier einheitlich vorzugehen , west

die Verhältnisse an jedem Orte verschieden find . Dem Abg . Müller

ist hierbei ein kleines Mißgeschick xasfirt . In demselben Moment ,

wo er eine Apostrophe an mich richtet , für eine bessere Sonntags »

ruhe der Beamten zn sorge» , beklagt er flch darüber , daß dir Briese ,

dse in Remscheid am Sonntag Morgen «»> 8,35 ankommen , an dem.

friben Lage nicht mehr bestellt werden . (Sehr richtig ! rechts .) Wir habe »

diese Briefbestellung in Remscheid doch nur « egen der Sonntags -

rnhe der Beamten eingestellt . Im Uebrlgen glanbe ich, daß eS

wirklich bester wäre , wenn dergleichen Detailfragen in der Budget -

komustsfion vorgrbracht werden . (Lebhafte Zustimmung .) Denn dort

können fle eingehender nnd fachlicher behandelt werden . (Lebhafter

Beifall .)
Eeheimrath Witko führt auS , daß der ErholnngSnrlaub der

Postunterbeamte » in dem letzte» Jahre ln ganz erheblichen , Maße

«usgedebnt worden sei . 1897 wäre » <7 Proz . der Beamte » auf

L Tage benrlaubt gewesen, während im Jahre 1898 63,7 Proz . ans

7 Tage einen ErhoinngSurlanb erhalten Hütte» . Die Kosten bierfür
feien von 85 400 Mk . im Jahre 1897 auf 194 000 Mk . im Jahre

1898 gestiegen.
Abg . Nickert (frels. Berg .) : Der Herr Staatssekretär wolle

einen Schrill weiter gehe» und berückstchtigen, daß der Reichs¬

kanzler dem Reichstage verantwortlich ist. Also ist doch auch der

Staatssekretär uns hier verantwortlich . Ich weiß nicht , wie der

Staatssekretär eigentlich zu dem Schreckgespenst kommt (Große

Heiterkeit , denn der ViceprLstdrnt von Frege , der bekanntlich das

Wort „Schreckgespenst" für unparlamentarisch erklärt hat , führt

de» Vorsitz) . baß der Reichstag die Beamten z»

wählen hat . das bat doch noch keiner hier behaupte ».

Wir werden eS n»S aber nicht nehmen lasten , jedeSmal , wen » ein

Beamter in die Wahlagualion ringreift , dies hier vorzubringe !, .

Der Abg . Müller war durchaus i« feinem Rechte . Zur Sache selbst

« eine ich , daß eS wohl besser wäre , wenn der Antrag Baffermann

nochmals an die Biidgetkomniisio » verwiesen würde .
Abg. Möller (»>.) : Ich glaub « meinerseits nnd NamenS meiner

Freunde dem znstimmen zn müssen, was der Abg . Rickerl über die

Verantwortlichkeit der Vertreter des Reichskanzlers gesagt hat . Allerdings

IstderStaatSsekretärformal im Recht , aber öeüetohatHeirRIckerlRecht .

Ich stimme auch darin dem Abg . Rickert bei, daß es bester ist, die

Resolution Bastermann nochmals an dir Bndgrikommisflon znrück-

znvrrweisen . Dort « erden wir bester Gelegenheit haben , dt« Frage

eingehend zn erörtern , als hier im Pleunm . Wir haben doch anch,
als seiner Zeit die Dienstaltcrßstufenvorlage nuS beschäftigte , die

ganze Sache in der Bndgeikommission erörtert nnd diese hat zn
d :cj«m Zweck noch eine eigene Subkommisfion eingesetzt.

Äbz . Lenzniann (frels. Pp ., fast unverständlich , da er der

Tribüne dkl! Rücken kehrt) : Es wurde früher die Hofinnug a » S-

gesprochen, dSb der Staatssekretär trotz seiner mangelnden Er -

kahrnngen sein iflcffort dcnnoch gut verwalte « werde . Doch scheint

der Ekaatösekret - r sein Restert doch etwa » zu kavallerieniäßig zn

behandeln . Der Beamte in Tilsit hat positiv ungesetzlich gehantei «,
daS hat Herr Dr . iiii ftcr auf Grund authentischer Mii -

lheiinngen nnchgewiej . il . Feiner ist es Thatsache , daß der

betreffende Postdireklor eine Reihe von Zeitungen einfach nicht hat

befördern taffe » , obwohl diese Zeitungen vem Gericht nicht be¬

schlagnahmt waren . Wir mnffen verlangen , daß eine strikt" H .,nl -

habung der Gesetze auch bei de » Postbeamten in de» Vorder¬

grund gestellt wird . Ich habe in dieser Hinsicht auch

Klage zu führe » über die Oberpostdirektlöncü in Hagen
und Dortmund . So wurden einem Kaufinannc , der zn meinen

Klienten gehört , die Briefschaften a » das Geschäft seiner Frau
seitens der Post nicht snsgeliefert , obwohl im Handelsregister ans -

drücklick eingetragen war , daß der Mann in westfälischer Gütcr -

geuieinschast mit seiner Fran lcbie. Auf die Beschwerde antwortete ’

der Oberpostkirektor einfach : „Ach waS , dir Post kennt keine ivest-

täüsche Gütergemeinschaft ." Ich meine, die Postbeamten sollten sich

doch bester über die Gesetze iuformire » .
Staatssekretär v . Podbiclskir Ueber die Einzelheiten drß

ersten Falles , den der Abg . Lenzniann angeführt hat , bin ich

angeiidlicktich nicht geua« orientirt uud muß hier erst die

Slkten kommen taffen . Sobald ich aber darin Einsicht ge¬
nommen habe , bin ich gerne bereit , dem Abgeorduete » Lenz-

mann daß Resrrltat meiiier Rachsorschnngr » zu nnterbreiten .

Ich habe schon früher wiederholt hier anSgcsührt , daß mit meiner

Absicht kein Beamter die Gesetze deS Landes nicht beobachlet , und

ich glanbe , daß die Post auch daS Vertrauen genießt , daß sie die

Gesetze des Landes hält . Der andere Fall ans Westfalen , den der

Abg . Lenzmann angesübrt ° hat , gehört zn den inirikatesten Sachen

der Postverwallnng . Ans der Verpflichtung der Post gegenüber de »

Finnen entstehen oft eine ganze Reihe von Schwierigkeiten
Im Handel und Wandel kommen so vielfache Veränderungen vor ,
heut heißt eine Firma so, morgen so. In diesem Falle kan »

ja eine nntergcordnete Behörde nicht richtig gehandelt bade » ,
aber der Instanzenweg ist doch noch gar nicht erschöpft
worden , die Sache ist gar nicht z» mir

Ich glanbe , der Abg . Lenzniann würde bcsier getban . M
der Darlegung dieses Falles zn warten , bis die Sache > mt -

sebeidnng an mich gekommen wäre . Der Postdirektor fc ibei

seinen Worte » vielleicht gar nichts BöseS gedacht . Eine tzS .o >!chlmlc
Unhvjiichkcit wird ihm wahrscheinlich ganz fern gekegen Hab? » .

Denn >» Summa muß man mir doch zngestehcn , daß
die Postvetwaltnng unter mir nicht « »höflicher geworden ist .

(Heiterkeit .) Denken Sie doch nur an die vielen Fälle von schlechter

Behandtnng der Beamten nnd deS Publikums , die früher bei der

Neratbnng deS PoitetatS zur Sprache gebracht wurden . Ich

konstalire dankend , daß die höheren Postbeamten ständig dahin ge¬
wirkt haben , daß solche Audschreilnnge » nach Möglichkeit beseitigt
wurden .

Abg . Dinger (Soz .) : Wir sind mit der Verweisung deS An¬

träge » Vasseriiianil an die Vntgctkommisston einverstanden . Der

Abg . Rickert bat mit feinen Anschaiinnge » ganz recht . Wen » der

Etaalssekielär sich stets hinter den Reichskanzler zurückziehen könnte ,
so müßte sich der Reichskanzler hier in Permanenz erklären . Der

Reichskanzler schickt eben seine Beamten hierher , an die

wir n »s zu halten haben . Der Herr i» Tilsit scheint
» nr so gehandelt zu haben , weil er sich deS Beifalls feiner Vor¬

gesetzte » sili er wußte . Wen » der Staatssekretär stets so gegen die

Sozialdemokraten vorgeht und ihnen alle mögliche Laster und

Nikderträchtigkcitcn vorwirft , was sollen denn die andern Beamten

thnn ? Und dabei haben die Herren von der Rechten noch nie

sich geweigert , bei den Etichwable » Lir Stimmrn der Sozialdemokraten

zu nehmen . Gebettelt haben Sie sogar nm «usere Stimmen ! Denken

Sie doch an Torgan ! Ich schiebe die ganze Verantwortung für die

Handlungen der Beamten allein dem Staatssekretär zu. Der

Claalssekrelür hat sich aber schlecht ans der Schlinge gezogen , den

Reichstag wird er nicht znr Subordination zivingo» . (Beifall bei

den Sozialdemokraten .)
Staatssekretär v . Podbiclskir Der Abg . Singer sprach von

einem Bestreben , auch den Reichstag zur Subordination z» zwingen .

Ich weiß nicht, wie er taz « kommt, so etwas z» behaupten ,
eine solche Absicht hat mir völlig feru gelegen . Ich habe

stets erklärt , daß ich gern bereit bin , dem Reichstag offen
nnd ehrlich über Alles Ausknust zu geben. Zch muß es

aber ablehnen , mir über die Ansführnng des innere » Dienstes ,
über die Dienstzncht , über dir Abmessung von Strafen u . f . w . Vor -

fchristen machen zu lasten . Der Abg . Singer sprach auch davon ,
es wäre mir nicht gelungen , mich ans der Schlinge zn ziehe » .

Davon kann gar keine Rede sein. Ich habe mich hierhin geschleppt ,
nm persönlich mich z» vertheidlgen nnd bin stets bereit , mit meiner

Person voll n«ld ganz cii^ utreten für das , was geschehen ist.

(Lebhafter Beifall rechts .) Der Abg. Singer sagte auch , ich hätte

den Sozialdemokraten Laster und Niedertracht vorgeworfen . Wie

kan » er aber nnr so etwas behaupten ! Wenn er meine Rede » am-

liest , wird er finden , daß ich nur gesagt habe , ein kaiserlicher Be¬

amter dürfe kein Sozialdemokrat sein , weil dies im Widerspruch mit

seinem Diensteide stebt . Wenn ich eine » Fall finde , der deS Ein¬

schreitens bedarf , so schreite ich ein ; aber die geringe Zahl der Be -

ftrasungen beweist doch , daß . ich nicht mit zu harter Hand vorgc .

gangen bin .
Abg . Lieber (Centr .) : Ich bi» der Ansicht , daß der Reichs -

kaiizlcr für alle Maßnahmen v . rautwortlich ist, die bereits getroffen

sind, nicht aber für die, die noch i » Aussicht stehe » . Man wirft

dem Staatssekretär vor , daß er z» kavallerieniäßig vorgehe , aber ,
was ich an dem Staatssekretär hochschätze , ist gerade seine soldatische

Offenheit . Ich wünschte, es wäre immer so gewesen nnd würde

überall so fein . — Der Abg . Lenzniann hat den Strom

der Zeit an der Stirulocke erfaßt ( Heiterkeit ) , nm

urbi et vrbi außerparlamentarische Fälle zu verkünden ,
über die eine Enticheldimg »och nicht vorliegt . Ich glanbe ,
es liegt in der Gepflogenheit deS Reichstags , solche Dinge

erst zn bespreche» , nachdem die Untcrsnchung beendet ist . Gegen¬
über den Eefühlsroheile » deö „Vorwärts " gegenüber dem Staats¬

sekretär , der als tief kranker Mann hierher kommt , nm fein Neffort

zn vertrtten , will ick kein Wort verliere » . Meine Freunde werden

dem Antrag Bafscrmann »«stimmen .
Abg . v . Kardorff (94 ’.; : In dem Tora au er Fall ist der Be¬

treffende , der wegen sozialdemokratijcher Stimmen verhandelte

sofort von der konservativen Partei deSavouirt worden (Widerspruch
bei den Soz .) .

Abg . Dr . Mfillrr -Saga » (frf . Vp .) : Ich kann auch ans meinem

Wahlkreise Fälle auführe », w» sich die konservative Partei nm

sozialistische Stimmt » beworben hat (Große Unruhe npd Wider¬

spruch rrchtS) . Solche Fälle , wie ich sie vorgetragen habe , gehöre »

vor die breiteste Oeffenliichkcit . deshalb müffen wir unk volle Kritik

Vorbehalte » , wenn auch der StaatSsekrotär so stark seine Bcrant -

Uchkeit betont .
Abg . Dr . v . Lrvetzow (kons .) : Den vom Abg . Müller vorhin

berührten Fall kenne ich nicht , bin aber überzeugt , baß er . M nicht

so verhält , wie er vorgetragen wurde . (Oho ! links .) In , Uebrigc «

habe ich im Namen meiner Freunde , ich darf sagen im Namen der

ganzen konservaliven Partei , hier zn kvustatiren , daß Vre konserva -

tive Partei absolut jedes Bündniß mit de» Sozialdemokraten von
der Hand weist , und daß derjenige Von nnS , der sich zn einem

Bündniß herbeilasten wüidk , von »nS deSavouirt werden würde .

(Bcifall rechts .)
Der Titel wird darauf mit dem Anträge Baffermauu an die

Budgetkommission »nrückverwiesen .
Beil » Titel „ Postsekretäre " befürwortet
Abg . Rickert (sr. Vg .) de» dnrch di« neue GehaltSregulirnng

geschädigte » Postsekretäre » ein , persönliche Zulage bis an ihr
Lebensende zu gewähren .

Abg . Dlöckcr (b . k. P .) schließt sich diesem Wunsche namentlich
bezüglich der Berliner Beamten cm.

Berichtcistattcr Dr . Paasche : Von eüier Schädigung kan«
nickt die Rede sein , den, , die Postsekretäre stnd von 8000 auf
8500 Mark durch die tetzie Gchaltsregniirung anfgebefiert worden .
ES handelt flch bei dieser „Schädigung " lediglich » m die Klage der
Postfekcetäre . daß sie den EcrichiSsekretären nicht gleichgestellt sind.

Der Lite ! wird bewilligt .
Auf Antrag Möller (»! .) wird der Tilel „Oberpost - n » v

TelegraPbe » assistc » ten "
, auf Antrag Dr . Lieber (C .) der

Tslel „ I Million für Stellcnrnlagen an fogenannle gehoben «
Unrcrbeaniten " au die Blidgelkoiiiinissjou zurückver -

wiesen .
Beim Tilel „ Telegraphen - und Fernsprechgehilfinncn

"

führt
Abg . Dr . Mittler -Saga » (sreis . Vg .) Beschwerde darüber , daß

verschiedene Dame » , .reiche sich bereits dem Vorbereitungsdienst
unleczogkn hatte » , mit dem Bemerken zurückgcwiescn seien , daß keine
Stelle frei sei .

Iliikerstaaissekrctär Fritzsch erwidert , daß die Daiiicn bei ihrer
Annahme für den Vorbereitnngsdicnst darauf ausdrücklich hin -

gewiefen werden , daß sie während der VorbereitnngSzeil keine Ent¬

schädigung erhallen nnd auch, falls keine Stelle frei werde , nach
Beendigung der Ansbildniig » och keine Anstellniig erwarten dürfe «.

Abg . Prinz zu Dchöuaich -Larolath (nl .) dankt dem Staats »

fekrelar daftir . daß er den Franc » durch ihre vermehrte Hera «,

ziehnng zum Post - und Tclegraphenbienst ein neues Erwerbsfeid
eröffnet habe . Ohne zn wüttschc » , daß die Frauen irgendwie
bevorzugt würde », empfinde er doch Freude und Genngthunug
über diese » Schritt der Postverwaitung .

Ans eine wiederholte Anfrage des Abg . Müller (fr . Vgg .)
e»klärt

Staatssekretär v . PodbielSki . die anSgebildetei ! Damen käme »
auf die Expcklantcnliste , wenn man ihnen auch nicht eine sofortig «
Znsichernng auf Anstellung geben könne.

Abg . Stöcker (b . k. P .) .- Wen » (ld> die weibliche Stimme

ganz besonders für de » Telcphvndicnst eigne, so würde cß eine

große Uugerecicklgkcit sein , wenn sie in diesem VcrwaltungSzweige
nicht ausgiebig beschäftigt würden . Angesichts des großen Prozent -

satzes von Frauen , der nnverheirathet bleibt , sei es Pflicht deS
Siaales , ihnen einzelne ErwerbSzweige zugängig zn machen .

Abg . Do . Vieihabe « (Antif .) befürchtet , daß die Heranziehung
der Frauen mehr aus Etsparnißrückstchten erfolge . Wenn ma »
solche GksichiSpnnkte gelte » lasse, so empfehle eS sich vielleicht , auch
den Tlaatsiekrelär durch eine Frau zu eisetze » . (Heiterkeit .) Es sei
nobile oflkium für die Verwaltung , Ersparnisse an Gehalt dnrch
die Anstellnng von Franc » nicht zu machen.

Abg . Möller (nl .) und Prinz z» Dchönaich -Carolath (nl .)
treten dieser Auffassnng entgegen . ES handele sich keineswegs darum ,
etatSmäßlge Erfparniffe zu machen, sonder« den Damen lm Staats¬

dienste ei » Eriverbsfeld zu öffnen .
Der Titel wird bewilligt .
Nach weiteren Bemerkungen der Nbgg . Stöcker und Dr . Müller «

Saga » wirb der Titel bewilligt .
Belm Titel 26 „Unterbcamte " wünscht
Abg . Möller («>.) , daß man de» ortsüblichen Tageloh » zur

Grundlage sür die Stellenzulagen für Unterbcamten mache nnd daß
die Zulagen nicht»nach dem alleinige« Ermeffe » der Vorsteher ve»

theilt werden solle».
Geh . Oberregiernngsrath Reuuinn » r Ueber die sogenannte »

Thcnernngßzulagen sei eine Verständigung mit der Reichsfiuanz -

verwaltnng erfolgt nnd eß sei jedenfalls noch ein Nachtragöetat in

diesem Jahre hierüber zu erwarte ».
Abg . Stöcker (b . k. P .) tritt für die Landbricstrüger ein .
Abg . Dr . Lieber <C «r .) : Diese Frage fei schon im Vorjahr

hier eingehend behandelt worden . Mit de » Stellen - und

Theucrnngsznlagen habe sich der Reichstag wiederholt einvcrstauke «

crNärt , gleichzeitig mit de» Gehälteni konnten aber die Zulage «

nicht erledigt werden . Die Gründe dafür habe die letzte abscheulich«

Diskussion beim Servistarif ergeben. Wenn der Bundesrath di«

ThcneningSzuIagen erhöhen wolle, so schmücke er sich mit den Federn
deS Reichstages .

Beim Titel „ Briefträger " spricht Abg . Dr . Paafche ald

Referent die Hoffnung aus , daß den Briefträger » bald die ersehnt «
Sommerklcidung zu Tbeil werde.

Abg . Tchuiidt Warbnrg (Ctr .) : Ich möchte doch den Staats -

fekr-ctär bilHtt , daß wenigstens auf längeren Poststiecken das Post¬
horn des Postillons beibkhaltcn werde . Man kernt jetzt daS Post¬

horn nur noch in Liedern n »d Romanen kennen . Zn Wirklichleit
wird eS bald von der Bildfläche verschwunden sein. Und doch ist
es bei Jung nnd Nit sehr beliebt und hat den Reiz des Romantische »

an sich. Ich möchte glauben , daß Viklor v . Scheffel den Troinpeter
von Säkkingeu gar nicht gedichtet haben würde , wenn er nicht au »

dem Schwarzwaid auch manchmal den Klang des PostbonrS v«v-

nowinrn hätte . Gegenwärtig hat mau nnr noch als letzten Rest
deS Posthornes das Posthorn , welches der Postillon symbolisch vor

dem Kopf trägt . Ich möchte biltc » , Ihm wieder ei» reelles Posthorn

zn verleibe » . (Heiterkeit »nd Beifall .)
Der Titel wird bewilligt .
Beim Titel „ Wohnnugögeldznschüsse

" fragt
Abg . Dinger nach dem Stand der Emittelunge » über di«

Theuernngs - » nd ServiSznlageu und wüttscht eine Trennung de»

beiden Zuschüsse.
Staatssekretär Frhr . » . Thielmauu : Die Erni ti über

diese Frage seien beendet , eS schweben aber » och die ä - > . » n .ren

zwischv» den bethcttigtcnVerwaltungen , cbScrviS und i. ’ ■ >••••; „8*

znlagen zu trennen feien.
Abg . Dr . Lieber (Ctr .) wünicht Beickle ! ni » ng der Neso, » . nnd

daldige Einbringung einer besondere» Vo . iage .
Die Abgg . Dr . Möller -Saga », Dr . Sattler sprechen fich ft»

gleichem Sinne ans .



Der Titel wird bewilligt . ^ „
Beim Titel „ Postagenturen " regt Abg . Prinz Scho n a r ch-

C aro lath an , die Postagenten auf dem Lande besserzustellen und
die Postagrnturen weiter auszugestalten . Auch die Frage , ob den
nach langem Dienst ausscheidenden Postagenten mcht eine Ent¬
schädigung zu gewähren sei. möge geprüft werden .

Unterstaatssekretär Fritsch : Die Verwaltung einer Postagentur
solle prinzipiell nur eine Nebenbeschäftigungsem . Werde der Umfang
einer Agentur zu groß , werde sie entweder in ein Postamt umge -
wandelt oder ausnahmsweise gestattet , daß sie der bisherige Agent
mit Hilfskräften fortführen dürfe . Eine Entschädigung bei Auf¬
hebung e' ner Postagentur sei nicht ausgeschlossen .

Der Titel wird bewilligt .
BeiTit . 34 „für Posthilfsstellen und für Hilfsleistungen

im Unterbeamtendienst " wünscht
Abg . Singer (Soz .) . daß auch den Landbriefträgern für ihre

Extraleistungen oesondere Vergütungen zu Teil werden . Auch sei
eine Normalarbeitszeit für die Unterbeamten möglichst einzuführen ,
da jetzt bis zu 70 Stunden wöchentlich Dienst gethan werde .

Geh . Oberpostrath Wittke : Er könne nicht zugeben , daß die
Landbriefträger überbürdet seien , im Gegenteil seien in letzter Zeit
große Erleichterungen eingetreten , insofern ihnen der Sonntag ganz
oder halb frei gegeben , ihre tägliche Wegstrecke auf 28 Kilometer
beschränkt sei u. s . w . Auch die Stellen der Landbriefträger seren
sehr vermehrt worden .

Abg . vr . Müller - Sagan : Es werde darüber sehr geklagt ,
daß die Landbriefträger nach Rückkehr von ihrer Tour noch im
Postamte mit Nebenarbeiten beschäftigt werden , zum Theil auch
mit allerhand häuslichen Arbeite » .

Der Titel wird bewilligt .
Bei Tit . 48 ..Sffir den Bau und die Unterhaltung der B a b n

p o st w a g e n " bringt
Abg . Dr . Müller -Sagan (von Heiterkeit enipfangen ) ver¬

schiedene Klagen der im Bahnpostdienste beschäftigte » Beamten vor .
Zu Tit . 59 „Zuschuß zu den Kleiderkassen " theilt
Staatssekretär v . Podbielski mit , daß einem lange aus¬

gesprochenen Wunsche des Reichstages entgegengekommen würde .
Der Kaiser habe die Einführung der leichten Sommerkleidung für
die Postunterbeamten , speziell für die Briefträger genehmigt . «.Leb¬
hafter Beifall .)

Der Re st des Ordinär iums wird ohne Debatte ange¬
nommen .

Nächste Sitzung Dienstag 1 Uhr (Extraordinarium deS
Postetats , Etat der Reichsdruckerei und Nov elle zum
R eichs b ankg es e tz) .

Schluß nach 5'/- Uhr .

Die Versammlung des erweiterten Verwaltungs¬
rats der Geueralbrandkässe

fand , wie schon kurz erwähnt , ain 17 . Januar in Karlsruhe
unter dem Vorsitz des Herrn Ministerialrat Dr . Glöckner statt .

Von besonderem Interesse rvar die Beratung des vom
Vertreter des Kreises Villingen gestellten Antrags :

„Der erweiterte Verwaltungsrat der Großh . Generalbrandkasse
wolle die Ausdehnung der Feuerversicherungsanstalt auf die volle
Versicherung der Gebäude und der Fahrnisse , sowie auf die Un¬
fallversicherung der Feuerwehren und Löschmannschaften im Sinne
der Eingabe der Schwarzwälder Handelskammer an das Großh .
Ministerium des Innern und die beiden Kammern der Landstände
beschließen und die Ausarbeitung eines diesbezüglichen Gesetzent¬
wurfes veranlassen ."

Ueber die Beratung dieses Antrags berichtet das Protokoll :
Der Antragsteller , Herr Haas - St . Georgen , verweist

zur Begründung auf die im Druck vorliegende , au das Großh .
Ministerium des Innern und die beiden Kammern der
Ständeversammlung gerichtete , auch den Mitgliedern des er¬
weiterten Verwaltuugsrats übermittelte „ Eingabe " der Schwarz¬
wälder Handelskammer in Villingen , betreffend Verstaat¬
lichung des gesamten Feuerversicherungswesens im Groß -
berzogtum Baden . Wenn die Bewegung auch örtlichen Ver¬
hältnissen entstamme , so sei ihr Endziel doch von segensreicher
Wirkung für das ganze Land . 5 Millionen Mark wunderten
nach der in der Eingabe der Schwarzwälder Handelskammer
ausgestellten Berechnung alljährlich als Dividenden in die
laschen der Aktionäre der FeuerverstcherungsgeseUschaften ;
diese könnten dem Lande gespart werden . Die Schadens¬
regulierung bei der staatlichen Versicherung wickle sich unver¬
gleichlich viel glatter und befriedigender ab , als bei Privat -
versicherungen . Gegen letztere bestehe ein begründetes Miß -
trauen , soweit gehend , daß schon mancher Beschädigte selbst
auf unrecht « Wege gekommen tei , um sich gegen Uebervorteil -
ungen zu schützen . Wenn man also die Feuerversicherung
ganz verstaatliche , fördere man damit zugleich die Moral . Er
sei überz . ugt , daß der Antrag in den breitesten Schichteil der
Bevölkerung große Sympathien für sich habe .

Der Vorsitzende bemerkt , daß er die Eingabe mit
großem Interesse gelesen habe . Viele der Ausführungen
hätten ja ziveiseklos etivas Bestechendes , wenn schon bezüglich
der Zahlenangaben , soweit ihm eine Prüfung derselben mög¬
lich gewesen sei, Vorsicht geboten scheine, - aber es bestünden
doch auch , wenigstens gegen einen Punkt , schwere Bedenken .
Es enlpsehle sich indes , die 3 Endanträge getrennt zu ver¬
handeln : die Versicherung des Fünftels durch die Anstalt , die
Einrichtung einer zwangsweisen Fahrnisversicherung durch den
Staat und die gesetzliche Unfallversicherung der Feuerwehren .
Zum ersten Anträge führt der Vorsitzende weiter aus : Die
badische Braudversicherungs - Ordnung vom 7 . September 1803
habe eine Beschränkung der staatlichen Versicherung aus
nicht gekannt ; ebensowenig das Gesetz vom 30 . Juli 1840 ,
welches übrigens Gefahrenklassen vorsah anstelle der jetzt im
Gesetz enthaltenen Einteilung der Gemeinden in 4 Klaffen
nach der Höhe der auf sie entfallenen Brandentschädigungen .
Erst in dem Entwurf des jetzt noch in kraft befindlichen Ge¬
setzes von 1852 habe man die Versicherung auf 4/ s des Werts
der Gebäude beschränkt . Der Entwurf wollte aber , daß das
5 . Fünftel überhaupt nicht versichert werde ; der Eigentümer
sollte einen Teil des Brandschadens selbst tragen , um die
Ende der 40er Jahre so zahlreich gewordenen Brandstiftungen
nach Möglichkeit zu verhüten . Allein in der Ersten Kammer
habe der Ausschluß des Fünftels von jeder Versicherung keine
Zustimmung gesunden , es sei vielmehr ein Antrag des Fabrik¬
inhabers Lauer angenommen worden , welcher die Versicherung
des Fünftels bei einer Privatgesellschaft wenigstens für zu¬
lässig erklärte . Dabei habe man angenommen , es werde diese
prwate Versicherung des Fünftels die Ausnahme bilden , darin
habe man sich aber getäuscht . Heute sei es geradezu die
Regel , daß das Fünftel bei einer Privatgesellschaft versichert
werde und die Versicherung des Fünftels bei Privatversicher -
ungsgesellschaften werde durch die staatlichen Organe in jeder
möglichen Weise zu fördern gesucht . Danach sei ohne weiteres
klar , daß weder die Großh . Regierung noch der engere Ver -
wallungsrat prinzipiell gegen einen Einbezug des Fünftels
in die Versicherung durch die Anstalt sei. Eine wesentlich

andere Frage sei freilich , ob dies jetzt ohne weiteres aufgrund
des gegenwärtigen Gesetzes und unter Beibehaltung des
Systems desselben geschehen könne . Es würden sich zweifellos
aus den Städten , in welchen jetzt die Fünftelversichernng in
der Regel im Verhältnis erheblich billiger sei als die statt¬
liche Versicherung , der größte Widerspruch gegen eine ver¬
mehrte Belastung und das Verlangen nach der Einführung
von Gefahrenklassen erheben . Führe man aber letztere ein ,
ö werde , wie die im Jahre 1893 angestellten eingehenden
Erhebungen klar gezeigt hätten , gerade der Schwarzwald ,
dessen Interessen der vorliegende Antrag dienen wolle , mit
einen Holzhäusern und Strohdächern eine erhebliche Mehr¬

belastung erfahren müssen . Die Frage , ob bei Einbezug dcs
Fünftels in die staatliche Versicherung die jetzige Klassen¬
einteilung der Gemeinden beibehalten werden könne , sei noch
nicht spruchreif . Man könne auch die Angelegenheit reiflich
erwägen , da aus Anlaß der Einführung des Reichsgesetzes
über die privaten Versicherungsunternehmungen , dessen Vor¬
lage an den Reichstag bevorstehe , ohnedem eine Revision des
Gebäudefeuerversicheruugsgesetzes stattfinden müsse . Vorher
an demselben noch eine Aenderung vorzunehmen , sei nicht rat¬
sam . Aber prinzipielle Bedenken gegen die Einbeziehung des
Fünftels in die staatliche Feuerversicherung beständen weder
im engeren Verwaltungsrat , noch , wie er glaube annehmen
zu dürfen , beim Ministerium des Innern .

Herr Haas glaubt , daß man auch bei Einbezng des
Fünftels keine Gefahrenklassen einführen solle . Die Umlagen
follten vielmehr in allen Gemeinden die gleichen sein .

Herr Schuster - Mannheim erklärt dagegen bestimmt ,
daß er nur dann für eine Revision stimmen könne , wenn jede
Mehrbelastung der größeren Städte vermieden werde .

Herr Mez - Freiburg freut sich, daß man allgemein die
Fünftelversichernng durch die Staatsanstalt als wünschenswert
anerkenne . Auch in Württemberg bestände dieselbe , ohne daß
man damit schlechte Erfahrungen gemacht habe . Die Gründe ,
welche s. Zt . zu dem Ausschluß des Fünftels geführt hätten ,
wirtschaftlicher Niedergang und Sorge vor Brandstiftung ,
seien längst weggefallen , das beweise die stete Herabsetzung
der '

Umlagen . Er glaube auch nicht , daß die Städte sich
liegen Erhöhung der Prämie zu sorgen bräuchten : man dürfe
nicht vergessen , daß zu den Prämien der Privatgesellschaften
noch die nicht unerheblichen Nebenkosten : Policengebühren ,
Gebühren der Agenten u . s. w . träten , welche namentlich den
kleinen Mann schwer belasteten und bei einer Uebernahme des
Fünftels durch die Anstalt in Wegfall kämen .

Herr Füufgeld - Buggingen meint , die Städte sollten
auch eine Mehrbelastung nicht scheuen , wenn es sich darum
handle , etwas für das ganze Land Segensreiches durchzu¬
führen . Zahle doch das Laub seinerseits sehr viel für Auf¬
wendungen , welche ausschließlich den Städten zugute kämen .

Herr Blatt ne r - Konftanz legt besonderes Gewicht dar¬
auf , daß die Prämie für die Fünftelversichernng künftighin
im Laude bleibe und nicht ausländischen Aktionären zufalle .
Im übrigen solle man keinen Gegensatz schaffen zwischen
Stadt und Land . In einer Anstalt , die auf dem Grundsatz
vcr Gegeufeitiqkeitz beruhe , dürften einzelne Korporationen sich
nicht ausschließen .

Der Vorsitzende bezweifelt , ob, wenn das Fünftel in
die Versicherung einbegriffen werde , das jetzige System der
Einteilung der Gemeinden in 4 Klassen nach der Höhe der
Brandschäden im Vergleich zum Versicherungsanfchlag beibe¬
halten werden könne , zumal gegen diese Bestimmung des Ge¬
setzes auch im erweiterten Verwaltungsrat bei früheren An¬
lässen schon Bedenken erhoben worden seien . Das jetzige
gnf tent .Üra fe den Vorsichtigen für die Verfehlungen der Un -
DOtjlr Jti indem es beide gleich behandle . Die badische An¬
stalg öeun auch die einzige in ganz Deutschland , welche
kenn f . Wflafi

-
eu habe .

: QexUÜ m ann - Heidelberg weist darauf hin , daß mit
Einbezug des Fünftels in die Versicherung auch der Real¬
kredit eine Besserung erfahren werde .

Der Vorsitzende glaubt demgegenüber doch daraus
aufmerksam machen zu sollen , daß , abgesehen von den Ge¬
bäuden des deutschen Reichs - und Landesfiskus , deren Fünftel
nicht versichert werde , von dem Fünftel mit einem Versicher¬
ungsanschlag von ca. 361 Millionen Mark nur ca . 35 Mill .
Mark nicht versichert seien .

Herr Mez führt aus , daß , wer versichern wolle , gegen¬
wärtig geradezu der Willkür der Gesellschaften preisgegebeu
sei. Dieselben bildeten einen Ring , normierten die Prämien
nach Gutdünken und seien dadurch in die Lage gesetzt, so hohe
Divideuden zu verteilen .

Nachdem zum ersten Anträge niemand mehr das Wort
wünscht , stellt der Vorsitzende fest, daß der erweiterte
Verwaltungsrat einstimmig eine Revision des Gebäudefeuer¬
versicherungsgesetzes dahin als wünschenswert bezeichne , daß
das Fünftel in die staatliche Feuerversicherung einbezogeil
werde .

Eine Abstimmung über die Frage , ob diese Einbeziehung
unter Aufrechterhaltung der jetzigen Grundlage des Gesetzes
über die Beitragsbemessung erfolgen solle , ergiebt , daß von
17 anwesenden Mitgliedern des erweiterten Verwaltungsrats
sieben sich für Beibehaltung des § 62 des Gesetzes aus -
sprechen .

Zum zweiten Antrag führt der Vorsitzende aus : So
sympathisch er dem ersten Anträge gegenüberstehe , so wenig
tonne er sich für Einführung einer Zwangsmobiliarfeuerver¬
sicherung durch den Staat erwärmen . Diese habe man noch
nirgends auch nur versucht . Auch bei dem bayerischen An¬
trag auf staatliche Mobiliarversicherung habe man nur eine
fakultative Versicherung im Auge gehabt , wie denn in Bayern
auch die Gebäudeversicherung nur in bestimmten Fällen obli¬
gatorisch sei. Eine nur fakultative Fahrnisversicherung aber
gehe, wie auch in der Eingabe der Schwarzwälder Handels¬
kammer zugegeben sei, um deswillen nicht cm, weil dann dem
Staat nur die schlechten Risiken zufielen .

Herr Haas hält seinen Antrag aufrecht . Er wolle nur
daraus Hinweisen , wie wenig coulant die Privatversicherungen
und deren Organe bei der Schadensregulierung verführen .
Infolge dessen sehne sich das Publikum förmlich nach einer
gleich loyalen Behandlung , wie sie ihm bei der staatlichen Ge¬
bäudeversicherung zuteil werde .

Der Vorsitzende nimmt Anlaß , einen in der Eingabe ,
wen » auch nur indirekt , dem Verwaltungsrat gemachten Vor¬
wurf zurückzuweisen , als behandle derselbe die Dinge zu sehr
vom grünen Tische aus . Die jetzige Organisation habe sich
ourchaus bewährt und , wie ja auch heute wiederholt betont

worden sei, das Vertrauen des Publikums sich erworben .
Wenn die Eingabe dagegen ous die berufsgenoffenschastliche
Organisation verweise , so müffe er doch sagen , daß die letztere
und namentlich die Organisation der gewerblichen Berufs «
genoffenschaften von manchen Seiten und , wie ihm scheine^
nicht ohne ft den Grund angefochten werde .

Eine Zwangsversicherung der Fahrniffe habe ein Ein¬
dringen der Beamten der Versicherungsanstalt in die intimsten
häuslichen Verhältnisse zur unabweislichen Folge .

Herr B l a t t n e r ist für den Antrag , glaubt auch , daß
es ohne Zwang nicht gehen werde ; aber ein solcher Zwang
ei doch oft recht nützlich , denn wenn ein Nichtverficherter ab »

brenne , so trete zumeist große Not ein .
Herr Fünfgeld tst gleichfalls für zwangsweise Modi »

liarversicherung . Vor einem Eindringen in die privaten Ver -
hältniffe fürchte er sich nicht . Das werde künftig nicht viÄ
anders werden , als es seither schon der Fall fei .

'
Im übrigen ,

glaube er , könne man seitens der Antragsteller zufrieden sein »
wenn nur die Versicherung gegeben werde , daß der Antrag
wohlwollende Prüfung erfahre und im nächsten Jahre dar¬
über Berichterstattung erfolge .

Herr G r a m l i ch- Sindolsheim legt an der Hand eigener
Eclebnisse dar , welche Mißftände dermalen bei der Schadens «
regulierung der Privatgesellschaften bestünden .

Herr A m a n n hat im Heidelberger Stadtrate die An¬
gelegenheit zur Sprache gebracht . Man sei aber entschiede »
gegen eine Zwangsmobiliarversicherung durch die staatlich «
Feuerversicherungsanstalt und höchstens für eine fakultativ «
Versicherung gewesen .

Herr Haas ist unter allen Umständen für die Zwangs «
Versicherung , weil eine fakultative Versicherung der schlechte»
Risiken wegen nicht zu erreichen fein werde . Der Ausdruck
„vom grünen Tisch " in der Eingabe sei nicht so böse gemeint
gewesen . Der beste Beweis dafür sei, daß man sich jetzt auch
mit den Fahrnissen zum „grünen Tisch " begeben wolle .

Da zu diesem Punkt niemand mehr das Wort ergreift
wird zur Abstimmung geschritten . Hierbei sprechen sich für
zwangsweise Versicherung der Fahrnisse bei der Staatsanstalt
acht von 17 Mitgliedern aus .

Zum dritten Gegenstand des Antrags Haas weist der
Vorsitzende daraus hin , daß in der Feuerwehr - Unter¬
stützungskasse schon jetzt eine ähnliche Einrichtung bestehe , wi «
die von den Antragstellern angestrebte . Der Stand derselbe »
sei günstig , es sei auf 31 . Dezember 1898 ein Vermögen vo »
91000 M . vorhanden gewesen . Dazu seien die Beiträge der
Gebäudefeuerversicherungsanstalt und der Privatversicherungs «
gesellschasten zur Landesfenerwehrunterstützungskaffe mit j«
6 Pf . von 10 000 M . Versicherungskapital bis zum Jahre
1905 gesichert . Obwohl bei den statutenmäßigen Leistungen
dieser Kasse , den Unterstützungen an verunglückte Feuerwehr¬
leute und den Beihilfen an Gemeinden zur Beschaffung vo »
Löschgerätschaften , keineswegs karg verfahren werde , seie»
wiederholt namhafte Einnahme - Ueberschüsse zu verzeichnen ge¬
wesen , so im Jahr 1898 6720 M . Gleichwohl stehe er dem
wcitergehenden Anträge durchaus sympathisch gegenüber , ja
er glaube , daß schon vor der geplanteil Revision des Gebäude¬
feuerversicherungsgesetzes im Verordnungswege einem etwaige »
Bedürfnis entsprochen werden könne . Ein solches habe stitz
freilich gerade in den beiden letzten Jahren nicht gezeigt , in
ivelchen trotz ausgiebiger Unterstützung noch namhafte Ein¬
nahme - Ueberschüsse geblieben seien . Bei einer Revision de»
Gesetzes aber werde mair sowohl eine Erhöhung als ein «
dauernde Festlegung der Beiträge aus der Brandkasse für
den in Rede stehenden Zweck ins Auge fassen müssen . Da »
werde schon deswegen unbedenklich sein , weil alle Staaten
mit ähnlicher Einrichtung erheblich höhere Beträge für diese »
Zweck verwendeten .

Da niemand das Wort ergreift , stellt der Vorsitz en d «
als übereinstimmende Ansicht der Mitglieder fest, daß bei
einer Revision des Gesetzes auch diese Frage in nähere Er¬
wägung gezogen werde , bis dahin aber der dermalige Zu¬
stand f ortbestehen solle , weil er sich als durchaus genügend
erwiesen habe .

Geschäftliche Mitteilunge «.
Der Gesundheit sind besonders im Winter warme Ge¬

tränke zuträglicher als kalte . Der im Grog , Punsch , Glühwein
enthaltene Alkohol hat jedoch eine lähmende Nachwirkung auf Ge¬
hirn und Herz , während Kaffee und Thee einen ausschließlich auf¬
regenden Einfluß auf den Organismus ausüben . Im Gegensatz
zu diesen Reizmitteln werden Appetit und Verdauung — bei ge¬
linder Beschleunigung des Herzschlages — vorteilhaft angeregt
durch die wirksamen Bestandteile einer guten Bouillon . Sehr auf¬
fallend wird diese Förderung der Verdaunasthätigkeit , wenn man
der Bouillon einige Tropfen des echten Maggi zuführt , welche»
der Bouillon nicht nur Wohlgeschmack , sondern auch Kraft ver¬
leiht . Für Mann , Weib und Kind bildet Bouillon mit Maggi da »
billigste , gesundeste und schmackhafteste Wintergetränk .

Herausgeber uno verantwortlicher Redakteur :
Otto Reuß .

Verantwortlich für den Anzeigenteil : L u so . , Lo r b a ch,
beide in Karlsruhe .

Geboren .
Karlsruhe , 29 . Jan . Karl , V . Wilhelm Kraus . Wirt . — 30 . Ja ».

Hans . B . Samuel Glöckner , Schlosser . — 31 . Jan . Ludwig
Oskar , B . Karl Malsch , Wirt .

Eheausgebote .
Karlsruhe . 4 . Febr . Fridolin Kraft von Rothenfels , Steindruck «

hier , mit Marie Walter Witwe von Forchtenberg .
Eheschließungen .

Karlsruhe , 2 . Febr . Rudolf Mayer von Frankenstein , Fabrik¬
direktor in Burg , mit Sophie Schuurmann von hier .

Gestorben .
Karlsruhe , 3 . Febr . Guido Rupp , Justizaktuar , 22 I . : Philippin «

Stürmer , Schneiders -Witwe , 82J . — 4 . Febr . Gg . Winnen » ffer ,
Mechaniker , 89 I . ; Auguste Kuen , Oberamlmauns - Witwe ,
80 I . : Ernst , V. Philipp Hackenbruch , Schlosser , 2 I . ; Xaver
Schroff , Lakier , 45 I . ; Robert , V . Robert Becker, Bahn¬
arbeiter . 3 M . 29 T . — 5. Febr . Regina Falkner , Pri -
vatiere , 75 I .

Karlsruhe , 31 . Jan . Anna Krumm . Näherin , 45 I . — 1. Febr .
Rosine Schmitt . Schlltzmanus -Witwe , 33 I . ; Friederike Betzel,
Weißnäherin , 59 I .

Säckingen , 30 . 3au . Bertha Hauck, geb . Gertach , 49 I .
Konstanz , 31 . Jan . Maua Josefa Friy , geb . Sigg , 43 I . ; Emma

Springhart Witwe , 79 I .
Oberkirch , 31 . Jan . Christina Hurst , geb . Sester , 57 I .
Herbolzheim . 3i . Jan . Karl Gulat , Wirt , 74 I .
Donaueschingen , l . Febr . Anton Kaser .

Ein schönes
Befitzthum

ist wegen vorgerückten Alters des Be¬
sitzers preiSwerth zu » erkaufen .

Dasselbe uinsaßl ein äußern behag¬
liches , im besten Zustande erhaltenes .
Massiv erbautes , größeres Wohnhaus
Mit 8 Zlinm . in . Küche u . 4 Mansarden ,

sowie Oekonomiegebäude . Wagenrernrse,
Waschküche u. Kellerräume . Das An¬
wesen » von schönem Ziergarten umgeben ,
liegt an eincr Bahnilarion in frucht¬
barster und gesundester Lage der vor¬
deren »theinpfal » und we,l daselbst
auch viel Wernvau getrieben wird , ist
die Besitzung eventuell zur Anlage und
zum Betrieb eines Weingeschäsres sehr
geeignet . Auf besonderes Berlangen
kann auch cin großer r. bstgarien dazu
abgetreten werden . 699 .3.2

Näheres zu erfragen unter F . E . 493
bei Haasenstrt » & Vogler , U -S ,
Kranes « »« a. Main .

Heirat .
Ern den besseren Ständen angehörendes

Fräulein , evangel -, 25 Jahre alt . von
tadellosem Rufe , häuslich erzogen , ange¬
nehmes Aeußere , mit einer Mitgrst
von Mk 15,090 in bar, sucht die Be -
kanntlchaft gebildeter Herren behusS
Heirat .

Ernstgemeinte Anträge mit Photo¬
graphie beliebe man an die Exped . ds .
Bl . «inzusenden unt . Nr . 72 ,.3 .2
Strengste Diskretion wird zugestchert .

Vertreter für MöM gesucht.
Eine Iciitu’.-.dv ' oviac Spezial -Fabrik für Hcrrcnichrervnichc. die

hi Süodkutschlaud vorzilstich cinzesühr ! ist , sucht für bresen Ray »n
einen tüchtige» SBertntov . 70 '.3.3

2kürten mit Reierenzc» unter F . 0 . 514 an die Anu.- Erped.
■. O. L . Daube & Co. , Frankfurt a . M.

Druck und Verlag von Otto Reuß , Hirschstraße Nr . 9 in Karlsruhe .


	[Seite 1]
	[Seite 1]

